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Getäuscht, gelogen, manipuliert
Christiane Schneider über den Fall »Astrid Schütt«

Mitte Mai wurde eine verdeckt ermittelnde Beamtin enttarnt, 
die die Polizei 2006/2007 in verschiedene linke Szenen in 
Hamburg eingeschleust hatte und die dort bis 2013 ihr Un-
wesen trieb. »Astrid Schütt«, so ihr Tarnname, war nach »Iris 
Schneider« und »Maria Block« der dritte Fall einer enttarnten 
verdeckten Ermittlerin. Wir haben auf unserer Website www.
grundrechte-kampagne.de unter der Rubrik »Verdeckte Er-
mittlungen« für alle drei Fälle eine Materialsammlung mit 
Medienberichten, Ausschussprotokollen, parlamentarischen 
Initiativen etc. angelegt, die wir jeweils aktualisieren und die 
allen Interessierten einen Überblick ermöglicht. 

Auch mit der Enttarnung von »Astrid Schütt« sind viele 
Fragen zum verdeckten Einsatz der Polizeibeamtin offen ge-
blieben. Ich habe mit zwei Kleinen Anfragen an den Senat 
versucht, etwas mehr Licht ins polizeiliche Dunkel zu brin-
gen. Der Senat antwortet schmallippig und im Wesentlichen 
sehr allgemein – doch machen seine Antworten die politische 
und rechtliche Problematik dieses Einsatzes deutlich.

»Astrid Schütt« begann ihre »Karriere« als verdeckt ermit-
telnde Beamtin ausgerechnet in einem selbstverwalteten Ju-
gendzentrum, bei »Unser Haus« (Café Flop) in Bergedorf. »List, 
Tücke, Täuschung, Lüge, Erschleichung von Vertrauen« usw. 
gehörten »zu den Wesensmerkmalen Verdeckter Ermittler/
innen«, heißt es in einem Gutachten des Wissenschaftlichen 
Dienstes des Deutschen Bundestags. Das macht den Einsatz 
im Café Flop, diesen Missbrauch von jungen Menschen, die 
sich zum Beispiel antifaschistisch engagierten, besonders wi-
derwärtig. Erfreulicherweise hat der Jugendhilfeausschuss 
im Bezirk Bergedorf diesen Einsatz kürzlich ausdrücklich 
missbilligt.

Nach allem, was über den Einsatz im Café Flop bekannt 
ist, diente er, wie auch weitere Aktivitäten, wohl ausschließ-
lich dem Zweck, eine Legende aufzubauen. Zu diesem Zweck 
hätte sich »Astrid Schütt« dann in alle möglichen Gruppen ein-
geschlichen, getäuscht, gelogen, Vertrauen erschlichen, poli-

tische Meinungsbildungsprozesse manipuliert. Das ist durch 
das Gesetz nicht gedeckt. Das Gesetz bindet einen Einsatz Ver-
deckter Ermittler nämlich daran, dass »dies zur Abwehr einer 
Gefahr für Leib, Leben oder Freiheit einer Person erforderlich 
ist«. Oder dass »Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass 
Straftaten von erheblicher Bedeutung begangen werden sol-
len und dass der Einsatz zur Verhütung dieser Straftaten er-
forderlich ist« (§ 12 PolDVG). Auf meine Frage, ob die Schnüf-
felei der Polizeibeamtin zu Ermittlungsverfahren geführt 
hätte, antwortete der Senat bezeichnenderweise nicht.

Wenn und soweit die rechtlichen Voraussetzungen aber 
nicht vorliegen, handelt es sich um eine unzulässige geheim-
dienstliche Tätigkeit der Polizei, also nicht um Gefahrenab-
wehr und auch nicht um Strafverfolgung. Auch auf ein wei-
teres Problem antwortet der Senat nur extrem ausweichend: 
Die Staatsanwaltschaft muss dem Einsatz verdeckter Ermitt-
ler zustimmen. Sie müsste ihn dazu prüfen. Ich frage mich, 
ob die Staatsanwaltschaft wirklich irgendetwas geprüft hat. 
(Ganz abgesehen davon, dass dem Prinzip der Kontrolle po-
lizeilichen Handelns damit nicht ansatzweise Genüge getan 
wäre. Die Staatsanwaltschaft verfolgt im Prinzip dieselben In-
teressen wie die Polizei.)

Die spärlichen Antworten des Senats verweisen auf ein 
weiteres Problem. Ungeachtet des Trennungsgebots von Poli-
zei und Geheimdienst hat die Polizei Berichte der Verdeckten 
Ermittlerin an den Verfassungsschutz weitergeleitet, ja, 
»Astrid Schütt« hat sich mehrfach mit den Schlapphüten zum 
Austausch über die linke Szene in Hamburg getroffen.

Wie bereits vermerkt, »Astrid Schütt« ist innerhalb von an-
derthalb Jahren der dritte Fall einer aufgefl ogenen Verdeckten 
Ermittlerin in linken Strukturen. Man kann davon ausgehen, 
dass etliche andere unentdeckt blieben bzw. sind. Neben der 
rechtlichen Problematik des »Legal, illegal, scheißegal«, das 
im Fall der bekannt gewordenen verdeckten Ermittlungen po-
lizeiliches Handeln zu bestimmen scheint, ist die politische Di-
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begrüßt, sodass man hoffen kann, dass auch in Hamburg et-
was in Bewegung kommt. Für die LINKE kann ich jedenfalls 
sagen, dass wir das Thema nun forcieren werden.

Wir hatten bereits im Sommer letzten Jahres einen ent-
sprechenden Antrag ausgearbeitet. Darin heißt es:

Der Senat wird ersucht,
1. eine Kommission zur Aufarbeitung der Schicksale der in

Hamburg von Berufsverboten betroffenen Personen und
der Möglichkeiten ihrer politischen, gesellschaftlichen
und fi nanziellen Rehabilitierung einzurichten. In dieser
Kommission sollen neben Mitgliedern der Bürgerschaft
auch Betroffene, Vertreterinnen und Vertreter von Ge-
werkschaften und Initiativen beteiligt werden. Ebenso ist
eine wissenschaftliche Begleitung vorzusehen. Ziel ist die
politische und gesellschaftliche Aufarbeitung und die öf-

fentliche Darstellung der Kommissionsergebnisse und die 
weitere Verwendung im Rahmen der politischen Bildung in 
Hamburg.

2. sich für die Rehabilitation der Betroffenen einzusetzen.

Wir hatten den Antrag damals allerdings noch nicht einge-
bracht, sondern ihn erst einmal der SPD und den GRÜNEN 
zur Diskussion zugeschickt, um nicht nur eine gute Bürger-
schaftsdebatte führen, sondern tatsächlich Ergebnisse errei-
chen zu können. Leider blieb das Vorhaben in der Vorwahl-
kampfphase stecken. Deshalb sind wir dem Fachschaftsrat 
sehr dankbar, dass er das Thema nun auf die Tagesordnung 
gesetzt hat. Das Podium war sich, bis auf Urs Tabbert, einig, 
dass eine Rehabilitation der Betroffenen auch eine fi nanzi-
elle Entschädigung beinhalten müsse. Das teilen wir. Wir blei-
ben dran.

Olaf Scholz & sein lethargischer Landesverband 
Von Joachim Bischoff

Die SPD Hamburg absolvierte am 11. Juni einen ihrer seit Jah-
ren üblichen Landesparteitage. Im Zentrum dieser »Veranstal-
tung«: Bürgermeister Olaf Scholz, der mit überwältigender 
Mehrheit als Vorsitzender der Hamburger SPD im Amt bestä-
tigt wurde. Im Bürgerhaus Wilhelmsburg stimmten 304 Dele-
gierte für den 57-Jährigen, sieben votierten gegen ihn, einer 
enthielt sich der Stimme – 97,4% für Scholz! Diese Bestäti-
gung als führender Hamburger Landespolitiker wiederholt 
sich seit 2009. Der zuvor unruhige und von diversen Affären 
geplagte Landesverband sehnte sich nach Führung und hat 
sie mit Scholz bekommen. Zur Machtarchitektur gehört das 
übliche Ritual der Landesparteitage: ein längeres Referat des 
Vorsitzenden Scholz und eine bescheidene, unkritische Aus-

sprache. Debatte oder gar selbstkritische Überprüfung der 
politischen Position kann man das nicht nennen.

Angesprochen wurde der offenkundige Personalmangel in 
den Hamburger Kundenzentren. Die Boulevard-Zeitungen be-
richten ausführlich über das »Staatsversagen«: »Zum Beantra-
gen von Personalausweisen, Reisepässen oder Ummeldungen 
müssen Bürger Nerven wie Drahtseile haben. Termin-Chaos, 
unbesetzte Stellen... Amts-Wahnsinn! 9 Stunden Warten für ei-
nen Reisepass… Termin-Chaos! Weinkrämpfe im Kundenzen-
trum.« Ob irgendein verantwortlicher Politiker diese Kritik 
angehört und ernst genommen hat, muss offen bleiben.

Wichtiger: Die Mängel- und Fehlerliste der Hamburger SPD-
Politik ist freilich weitaus länger. Sie reicht von den Defi ziten 
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bei der Flüchtlingsunterbringung über die eklatante Perspek-
tivlosigkeit beim Breiten- und Leistungssport, die Mängel in 
der Umsetzung der Ganztagsbetreuung, die sich verschär-
fende Wohnungsnot, aber auch die desaströse Zwischen-
bilanz bei der Sanierung der HSH Nordbank bis zur immer 
deutlicher in Erscheinung tretenden Krise in der maritimen 
Wirtschaft. Die Hamburger Sozialdemokratie sieht demgegen-
über öffentlich und innerparteilich keinen Aufklärungs- und 
Verständigungsbedarf. 

Verblüffen könnte auch das Schweigen der Landesdele-
gierten zu Scholz’ Analyse des Rechtspopulismus in der »Ber-
liner Republik«. Deutschland war auf der Landkarte des euro-
päischen Rechtspopulismus jahrzehntelang ein weißer Fleck. 
Jetzt prägt die AfD die Landesparlamente und einen Groß-
teil der Medien. Der Rechtspopulismus ist nur das Symptom 
eines zugrunde liegenden Problems. Und dieses besteht da-
rin, dass etwa 70% der Bevölkerung mit dem Establishment 
unzufrieden sind. Bemerkenswert: Selbst die Ausbreitung des 
Rechtspopulismus in Deutschland war keine Debatte auf dem 
Landesparteitag wert und die Thesen von Olaf Scholz blieben 
unerörtert.

Die Parteien des bürgerlichen Lagers und der europä-
ischen Sozialdemokratie, die die Gesellschaft und ihre Macht-
verhältnisse geprägt haben, sind gelähmt. Die Symptome sind 
eindeutig: konzeptionelle Schwäche, wachsende Hilfl osigkeit 
bei der Mängelverwaltung und ein sich verfestigendes Amal-
gam von Bereicherungstrieb sowie offenkundiger Korrup-
tion. Die Parteiapparate erweisen sich als geschlossene Sys-
teme mit verbrauchten Figuren, die angesichts wachsender 
sozialer Spaltungen den Kontakt mit der gesellschaftlichen 
Basis verlieren. Beide Parteienfamilien haben keine überzeu-
genden Antworten auf das schwächelnde Wirtschaftswachs-
tum, die wachsende Kluft in den Verteilungsverhältnissen 
und den Niedergang der öffentlichen Infrastruktur.

Gegen die rechtspopulistische Bewegung setzt Olaf Scholz 
eine Gegenposition: Die AfD sei eine Partei der schlechten 
Laune (auf sein Papier dazu sind wir im letzten BürgerInnen-
brief eingegangen). 

Auf dem Landesparteitag bestärkte König Olaf die Dele-
gierten in ihrer politischen Lethargie. In der üblichen ein-
stündigen Ansprache würdigte er die Erfolge seiner Partei 
und machte gleichzeitig Mut für die Zukunft. Wenn er sich 
in Deutschland und Europa umschaue, stelle er fest, dass 
die Hamburger SPD »eine der erfolgreichsten sozialdemokra-
tischen Parteien in Europa« sei. Na, dann ist ja auch nach-
vollziehbar, dass man sich über die Schwäche der deutschen 
oder europäischen Sozialdemokratie nicht den Kopf zerbre-
chen muss. 

Scholz betonte, der Wohnungsbau sei das wichtigste soziale 
Thema der Stadt. »Wir werden alle unsere Kraft zusammen-
nehmen und dafür sorgen, dass genügend Wohnungen gebaut 
werden«, sagte der Parteichef. Auch sonst laufe es ganz gut in 
der Hansestadt, meinte er mit Blick auf die Bundes-SPD rund 
15 Monate vor der Bundestagswahl. »Wir entwickeln Kon-
zepte, wie das, was in Hamburg gelungen ist, strategisch auch 
in Deutschland und Europa gelingen kann.«

Die Sozialdemokraten müssten sich nach Ansicht von 
Scholz in ihrem Ringen um Zustimmung wieder mehr auf die 
Unter- und Mittelschicht konzentrieren: »Wir müssen uns da-
rum kümmern, dass wir die Einkommenssituation und die 
Perspektiven der Mittelschicht und der unteren Einkommens-
gruppen klar im Blick haben.« Die SozialdemokratInnen seien 
originär dafür zuständig, dass die Menschen von ihrem Ein-
kommen leben können und gute Perspektiven haben.

Scholz bleibt vollständig im Unklaren, was denn die An-
satzpunkte und Konzepte der SPD für eine Korrektur der Ver-
teilungsverhältnisse sind. Nicht nur in diesem Punkt ist er 
vollständig auf Linie mit dem Parteivorsitzenden Sigmar Ga-
briel. Dieser hat Leitlinien für den Bundestagswahlkampf 
der SPD formuliert. Darin heißt es: »Von der großen Mehrheit 
der Deutschen wird die wirtschaftliche und soziale Lage in 
Deutschland als stabil und gut empfunden, aber es gibt Ver-
unsicherung und zu große Ungleichheit der Chancen.«

Gabriel fordert für den Wahlkampf einen »Dreiklang von 
sozialer Gerechtigkeit, wirtschaftlicher Modernisierung und 
Stärkung unserer Demokratie«. Es müsse Schluss sein mit den 
Schlachten der Vergangenheit, heißt es aus seinem Umfeld, 
mit Blick auf die quälenden Debatten um die Agenda 2010. 
Gabriel skizziert »fünf gute Gründe für einen neuen Aufbruch 
mit und in der SPD«. Mit dem Motto »Zuversicht statt Angst« 
will er der im 20%-Umfrageloch feststeckenden Partei neues 
Selbstbewusstsein geben. Dabei setzt er auf den Dualismus 
von »Solidarität« und »Leistung«.

Die SPD ist eine linke Volkspartei – so Scholz, Gabriel u.a. 
Allerdings fi nden sich hier keine Vorschläge für eine Vermö-
genssteuer oder ähnliche Maßnahmen, wie es die Parteilinke 
fordert. In Hamburg überzeugten die Delegierten durch Le-
thargie. Vermutlich ist dieser Markenkern der SPD für sie 
kein Problem. Der Absturz der Bundes-SPD auf rund 20% 
bleibt also ein politisches Rätsel. 

Scholz schlussfolgert: Die SPD ist die Partei der Zukunft. 
»Wir sorgen dafür, dass Hamburg eine Hoffnungsstadt ist und 
eine Hoffnungsstadt bleibt. Eine Stadt, die daran glaubt, dass 
die Zukunft besser wird, und niemals denkt, dass die Vergan-
genheit schon gut war.« Die GenossInnen feierten Scholz für 
diese Worte.
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Flüchtlingsinitiativen schließen sich zusammen

Tausende Hamburger FlüchtlingshelferInnen übernahmen 
im Sommer 2015 das Ruder, um die wachsende Zahl der in 
Hamburg ankommenden Flüchtlinge zu begrüßen, zu beglei-
ten und mit dem Notwendigsten auszustatten. Die Stadt war 
nicht nur überfordert, sie verschloss die Augen auch vor 
den so genannten Durchreisenden, die sich in Dänemark 
oder Schweden mehr Perspektiven des Verbleibens erhoff-
ten. Durchreisende, so die Argumentation des Senats über 
viele Wochen, seien eben auch nur Reisende, und für die 
trage die Deutsche Bahn die Verantwortung, mit dem Ergeb-
nis, dass unterm Strich für diesen Personenkreis gar nichts 
passierte.

Hunderte Initiativen entstanden in ganz Hamburg, vor 
allem rund um die Erstaufnahme- und Folgeeinrichtungen, 
aber auch rund um Zeltlager, Baumärkte und Turnhallen und 
an vielen anderen Orten, um der Not der Menschen zu begeg-
nen. Wochenlang machte beispielsweise die riesige Kleider-
kammer in den Messehallen von sich reden. 

Und dann gab es irgendwann einen Umschwung. So um 
oder nach der Jahreswende muss es gewesen sein, dass die 
etablierte Politik und die Medien abkamen vom Merkelschen 
Leitmotiv »Wir schaffen das!« hin zu einer Neuaufl age des de-
saströsen Satzes vom Anfang der 1990er Jahre, »Das Boot ist 
voll«. Ohne zynisch sein zu wollen – in gleichem Maße nah-
men dann auch die Übergriffe auf MigrantInnen und Gefl üch-
tete zu, Wohnheime wurden abgefackelt, gefl ohene Menschen 
ein weiteres Mal in Angst und Schrecken versetzt. Die Köl-
ner und Hamburger Silvesterereignisse wurden gnadenlos 
instrumentalisiert, um den Wechsel in der Flüchtlings- und 
Grenzpolitik zu legitimieren. Seitdem sind die humanistisch 
gesinnten, auf die allgemeinen Menschenrechte bedachten 
Menschen, die FlüchtlingshelferInnen und auch DIE LINKE 
zunehmend in die Defensive geraten. 

In den letzten Monaten konnte sogar der Eindruck entste-
hen, es gäbe in unserer Stadt gar keine Flüchtlingsinitiativen 
mehr. Doch das Gegenteil ist der Fall: Neben den mehr als 100 
Selbsthilfeorganisationen der Flüchtlinge sind nach wie vor 
Flüchtlingsinitiativen in vermutlich dreistelliger Größenord-
nung engagiert und wirken im Stillen, zum Nutzen und Be-
sten der Menschen. Das öffentliche Feld aber bestellen seit 
Jahresanfang mehr oder weniger die anderen, die Flüchtlings-
gegner und die Skeptiker. Klaus Schomacker ist es gelungen, 
in kurzer Zeit diese andere Stimme – eine Melange aus be-
rechtigter Kritik, ängstlicher Sorge um die eigene Lage und 
kleinen Privilegien bis hin zum rassistischen Ressentiment 
– auf seine Mühlen zu lenken. Ausgerechnet »Initiativen für 
eine gute Integration« (IfI) nannte er sein Projekt und diktiert 
heute dem Senat, wo es mit den Neubauten und Großsied-
lungen für Gefl üchtete hingehen soll.

Wir alle, aus den Initiativen, der Flüchtlingshilfe und der 
Linken kommend, haben diese Entwicklungen in den ver-
gangenen Monaten schmerzhaft erlebt. Jetzt soll es wieder 
eine Zäsur geben: Für Montag, den 20. Juni, ruft ein Kreis 
von ca. 30 Personen aus rund 20 Vereinen und Initiativen 
zum Zusammenschluss der Hamburger Flüchtlingsinitiati-
ven auf. Auf vier Zusammenkünften wurde dieser wichtige 
Schritt vorbereitet, wurden Papiere und Erklärungen erarbei-
tet und der organisatorische Rahmen abgesteckt. Am 20. Juni 
sollten sich um 19 Uhr möglichst viele Menschen im bis zu 
1.000 Menschen fassenden Ballsaal des FC St. Pauli (Harald-
Stender-Platz 1) einfi nden, um endlich wieder ein Zeichen zu 
setzen und laut zu werden gegen die Abschotter und Abschie-
ber und sowieso die Rassisten. Wir nehmen hier den von ei-
ner AG vorbereiteten Aufruf zum Zusammenschluss auf, der 
am kommenden Montag auf der Gründungsversammlung dis-
kutiert und beschlossen werden soll.

Be
im

 P
ar

k 
Fi

ct
io

n 
(F

ot
o:

 M
ic

ha
el

 J
oh

o)







Heike Sudmann (Tel. 040 / 42831 2250 | heike.sudmann@linksfraktion-hamburg.de) | Christiane Schneider (0160 944 74 677 | 
christiane.schneider@linksfraktion-hamburg.de) | Mitglieder der Hamburgischen Bürgerschaft | Rathausmarkt 1 | 20095 Hamburg

Sudmann/Schneider, Fraktion DIE LINKE. in der Hamburgischen Bürgerschaft | BürgerInnenbrief 17.6.2016 Seite 17 

Viele der Neuerungen sind im Bereich Arbeitsmarktpo-
litik angesiedelt, doch was von CDU und SPD perfi derweise 
mit Worten wie »Integration durch Arbeit« und »fördern und 
fordern« abgefeiert wird, ist in Wirklichkeit die erweiterte 
Anwendung des Hartz-IV-Systems auf Gefl üchtete. So sollen 
100.000 Ein-Euro-Jobs für Gefl üchtete in Aufnahmelagern ge-
schaffen werden. Dabei wird die Aufwandsentschädigung von 
1,05 auch noch auf 0,80 Euro abgesenkt. Damit wird im We-
sentlichen sozialen Unternehmen als Betreibern von Flücht-
lingslagern ein Geschenk gemacht. Dort, wo der Betrieb in 
der Hand von sozialen Unternehmen ist (wie in vielen Bun-
desländern), werden diesen quasi kostenfreie Arbeitskräfte 
zur Verfügung gestellt; dort, wo der Staat selbst oder staat-
liche Unternehmen Betreiber sind (wie bei den die meisten 
Unterkünften in Hamburg), profi tieren die Länderhaushalte. 
Gefl üchtete werden zwangsweise ausgebeutet, sozialversiche-
rungspfl ichtige Arbeitsplätze vernichtet und der Mindestlohn 
umgangen.

Keine Wahlfreiheit bei Arbeit und Wohnort
Wenn Gefl üchtete diese so genannten Arbeitsgelegenheiten 
nicht wahrnehmen, drohen ihnen Sanktionen in Form der 
Absenkung der Leistungen nach dem Asylbewerberleistungs-
gesetz. Die Bundesregierung schert sich also erneut einen 
feuchten Kehricht um das Urteil des Bundesverfassungsge-
richtes, das Leistungseinschränkungen des Asylbewerber-
leistungsgesetzes mit der Feststellung untersagt hatte, dass 
die Menschenwürde nicht migrationspolitisch zu relativieren 
sei. Sanktionen können ebenfalls drohen, wenn Integrations-
kurse nicht besucht werden.

Eine weitere massive Verschlechterung ist, dass die Wohn-
sitzzuweisung, die bislang nur während des Asylverfahrens 
galt, nun auch auf anerkannte Gefl üchtete angewendet wird. 
Dass die weitere Errichtung von Hürden zur Erlangung der 
Niederlassungserlaubnis extrem integrationshemmend wir-
ken wird, kann einfach nicht bestritten werden: Wer jah-
relang nur auf Abruf in einem Land geduldet, wem der 
Wohnort vorgeschrieben, der Arbeitsplatz verordnet wird, 
der oder die dürfte kein positives Verhältnis zu dem Land 
und seinen Behörden aufbauen können.

Es ist nicht mal ein Jahr her, dass das »Gesetz zur Neube-
stimmung des Bleiberechts und der Aufenthaltsbeendigung« 
den Bundestag passierte. Auch hier wurde um Zustimmung 
geworben, indem hervorgehoben wurde, dass man eine Aus-
bildung zukünftig als Duldungsgrund akzeptieren wolle. Das-
selbe Argument wird nun auch hier wie ein Heilsverspre-
chen vor sich hergetragen, dabei wird lediglich die Gruppe 
der Über-21-Jährigen in die Regelung hineingenommen.

Kritik von Hilfsverbänden und Fachleuten
PRO ASYL, der Rat für Migration, die Diakonie, der Paritä-
tische und über 100 WissenschaftlerInnen kritisierten das 
Integrationsgesetz in einem »Brandbrief an die Bundes-
regierung« massiv und bezeichneten es als integrations-
verhindernd. Die Wohnraumzuweisung widerspreche den 
Erkenntnissen der Migrationsforschung, missachte das Frei-

zügigkeitsrecht der Menschen, zudem widerspreche es Art. 
26 der Genfer Flüchtlingskonvention (GFK) sowie Art. 33 der 
EU-Qualifi kationsrichtlinie (Richtlinie 2011/95/EU). Außer-
dem werde der Eindruck vermittelt, dass seitens der Gefl üch-
teten keine Integrationsbereitschaft bestehe, was in keiner 
Weise den Tatsachen entspräche, denn im Gegenteil über-
steige die Nachfrage an Integrationsangeboten das Angebot 
erheblich.

Der Knüller zum Schluss
Kurz vor der 1. Lesung im Bundestag Anfang Juni fügte die 
Bundesregierung dem Integrationsgesetz noch einen echten 
Knüller bei: Asylanträge sollen als unbegründet abgelehnt 
werden können, wenn Drittstaaten, mit denen Deutschland 
ein Rückübernahmeabkommen abgeschlossen hat, bereit 
sind, diese Menschen aufzunehmen. Mit dieser Regelung 
würde jede bundesweite Diskussion um sichere Herkunfts-
länder der Vergangenheit angehören, denn die Bundesregie-
rung bräuchte sie schlicht nicht mehr. 

In der Gesamtschau lässt sich sagen, dass das Integra-
tionsgesetz ein weiterer Schlag ins Gesicht aller Schutzsu-
chenden ist und ein Hohn für die gelebte Willkommenskul-
tur von hunderttausenden Engagierter. Gleichzeitig ist es ein 
Kniefall vor den Rechtspopulisten, aber ganz in der Tradition 
schwarz-roter Flüchtlingspolitik.
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Kulturtipp: »Der Weg«

Über Migration und Flucht, den Umstand, dass gegenwärtig 
60 Millionen Menschen ihre Heimat verlassen haben, um an 
anderem Orte überleben zu können und eine Zukunftschance 
zu erheischen, darüber sprechen wir in den letzten Monaten 
allerorten. Manchmal erreichen einen dann die Bilder von 
einzelnen Menschen, von Opfern, wie dem kleinen Jungen, 
der tot an den Mittelmeer-Strand gespült wurde. Um diese in-
dividuellen Beweggründe und Biografi en, um die Empathie 
für menschliches Leid und das Ringen um Würde geht es in 
einer interaktiven Ausstellung, die im Leo-Lippmann-Saal der 
Finanzbehörde (Gänsemarkt 36) vom 27. Juni bis zum 14. Juli 
zu sehen ist. 

»Diese 2015 entwickelte Ausstellung lässt die Besuche-
rinnen und Besucher exemplarisch erleben, was es heißt, aus 
der Heimat fl iehen zu müssen«, ist in der Ankündigung zu le-
sen. »Die Teilnehmenden machen sich durch verschiedene Er-
lebnisräume auf den Weg. Sie bauen sich provisorische Un-
terkünfte, kommen mit Schleusern in Kontakt, drängen sich 

in ein Boot und müssen eine Grenze überwinden, bevor sie 
die Chance auf ein Asyl bekommen – oder abgewiesen wer-
den. Sie setzen sich mit Hoffnungen und den Schicksalen 
von Menschen auseinander und treffen auf ihrem Weg Ent-
scheidungen, die den weiteren Verlauf ihrer ›Flucht‹ beein-
fl ussen.«

Diese interaktive Präsentation sensibilisiert die Teilneh-
menden hinsichtlich des großen Themas Flucht. Sie bietet An-
regungen und Diskussionsstoff und eröffnet, so nochmals die 
Veranstalter, »eigene Handlungsoptionen«.

Für den Besuch der – nur bedingt barrierefreien – Ausstel-
lung sollten BesucherInnen zwei Stunden einplanen. Der Ein-
tritt pro Person beträgt lediglich 1 Euro. Nötig ist allerdings 
eine Anmeldung unter Tel. 89 80 77 24 oder per E-Mail an pa-
stor@die-jugendkirche.de. 

Mehr dazu unter www.die-jugendkirche.de oder www.
hamburg.de/politische-bildung.
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